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Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Handelsklassengesetzes 

A. Zielsetzung 

Durch das Änderungsgesetz sollen einige Schwierigkeiten aus-
geräumt werden, die sich in der Vergangenheit bei der Anwen-
dung des Handelsklassengesetzes und der auf seiner Grund-
lage erlassenen Rechtsverordnungen über nationale Handels-
klassen und EWG-Qualitätsnormen ergeben haben. 

B. Lösung 

Das Änderungsgesetz trifft die erforderlichen Regelungen, um 
nationale Handelsklassen und EWG-Qualitätsnormen in Zu-
kunft besser durchsetzen zu können. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Das Änderungsgesetz verursacht dem Bund, den Ländern und 
den Gemeinden keine zusätzlichen Kosten. 

Das Gesetz wird keine Auswirkungen auf die Preise haben. 
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An den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Handelsklassengesetzes mit Begründung (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 429. Sitzung am 18. Dezember 1975 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus der An-
lage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Schmidt 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Handelsklassengesetzes 

Der Bundestag hat mit der Mehrheit seiner Mit-
glieder und mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Handelsklassengesetz vom 5. Dezember 1968 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. No-
vember 1972 (Bundesgesetzbl. I S. 2201), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 287 Nr. 70 des Einführungsge-
setzes zum Strafgesetzbuch vom 2. März 1974 (Bun-
desgesetzbl. I S. 469), wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 3 Nr. 2 wird die Zahl „20 000" durch 
das Wort „fünfundzwanzigtausend" ersetzt. 

2. In § 2 Abs. 2 Nr. 3 wird das Wort „Transport-
begleitpapieren" jeweils durch das Wort „Wa-
renbegleitpapieren" ersetzt. 

3. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Überwachung bei Erzeugnissen, die in 
den Geltungsbereich oder aus dem Geltungs-
bereich dieses Gesetzes verbracht werden sol-
len oder verbracht worden sind, kann der 
Bundesminister für die Fälle, in denen noch 
ein Zusammenhang mit dem Verbringen be-
steht, durch Rechtsverordnung, die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, auf eine 
Marktordnungsstelle [§ 3 des Gesetzes zur 
Durchführung der gemeinsamen Marktorgani-
sationen vom 31. August 1972 (Bundesgesetz-
blatt I S. 1617), zuletzt geändert durch Arti-
kel 38 des Zuständigkeitsanpassungs-Gesetzes 
vom 18. März 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 705)] 
übertragen." 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „wäh-
rend der Geschäftszeit" durch die Worte 
„während der Betriebs- oder Geschäftszeit" 
ersetzt. 

c) Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Grundstücke, Betriebs- und Geschäfts-
räume, Verkaufseinrichtungen und Trans-
portmittel betreten und dort Besichti-
gungen vornehmen,". 

d) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Diese Befugnisse erstrecken sich auch auf 
Erzeugnisse, die auf Märkten, Straßen und 
öffentlichen Plätzen oder im Reisegewerbe 

zum Verkauf vorrätig gehalten, angeboten, 
feilgehalten, geliefert, verkauft oder sonst in 
den Verkehr gebracht werden oder die vor 
Abgabe an den Verbraucher unterwegs sind." 

e) Dem Absatz 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Die Beauftragten der zuständigen Stellen 
können die in Satz 1 genannten Befugnisse 
auch dann ausüben, wenn sich die Erzeug-
nisse in Transportmitteln und Lagern außer-
halb des Betriebsgeländes befinden." 

f) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„Die Inhaber der in Absatz 2 bezeichneten 
Grundstücke, Betriebs- und Geschäftsräume, 
Verkaufseinrichtungen und Transportmittel 
und ihre Vertreter sowie Personen, die Er-
zeugnisse nach Maßgabe des Absatzes 2 
Satz 2 und 3 in den Verkehr bringen, beför-
dern oder lagern, sind verpflichtet, die Maß-
nahmen nach Absatz 2 und § 9 Abs. 2 Nr. 1 
zu dulden und die in der Überwachung täti-
gen Personen bei der Erfüllung ihrer Aufga-
ben zu unterstützen, insbesondere ihnen auf 
Verlangen die zu besichtigenden Erzeugnisse 
selbst oder durch andere so darzulegen, daß 
die Besichtigung ordnungsgemäß vorgenom-
men werden kann, selbst oder durch andere 
die erforderliche Hilfe bei der Besichtigung 
zu leisten, die Proben entnehmen zu lassen, 
die geschäftlichen Unterlagen vorzulegen und 
prüfen zu lassen und die Auskünfte zu er-
teilen." 

g) Absatz 4 wird gestrichen; die Absätze 5 und 6 
werden Absatz 4 und 5. 

4 § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Der Satzteil vor Nummer 1 erhält fol-
gende Fassung: 

„ (1) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig". 

bb) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2. ein Erzeugnis im Sinne des § 1, für 
das gesetzliche Handelsklassen ein-
geführt sind, unter einer Bezeichnung 
zum Verkauf vorrätig hält, anbietet, 
feilhält, liefert, verkauft oder sonst 
in den Verkehr bringt, die den An-
schein einer gesetzlichen Handels-
klasse erweckt, obwohl eine gesetz-
liche Handelsklasse für dieses Er-
zeugnis mit einer Bezeichnung diesen 
Inhalts nicht besteht." 
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cc) In Nummer 4 erhält Buchstabe a folgende 
Fassung und wird folgender Buchstabe g 
angefügt: 

„a) das Betreten von Grundstücken, Be-
triebs- oder Geschäftsräumen, Ver-
kaufseinrichtungen oder Transport-
mitteln oder deren Besichtigung 
während der Betriebs- oder Ge-
schäftszeit nicht duldet," ; 

„g) eine Maßnahme, die nach § 9 Abs. 2 
Nr. 1 angeordnet ist, nicht duldet." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den 
Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3 mit einer 
Geldbuße bis zu fünfundzwanzigtausend 
Deutsche Mark, im Falle des Absatzes 1 Nr. 4 
mit einer Geldbuße bis zu tausend Deutsche 
Mark geahndet werden." 

5. § 9 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Die Zolldienststellen können bei der 
Überwachung mitwirken. Sie können insbeson-
dere 

1. Sendungen mit Erzeugnissen im Sinne des 
§ 1, die in den oder aus dem Geltungsbereich 
dieses Gesetzes verbracht werden, zur Über-
wachung anhalten, 

2. den Verdacht von Verstößen gegen die Ver-
bote und Beschränkungen der Verordnungen 

des Rates oder der Kommission der Europä-
ischen Gemeinschaften im Sinne des § 1 
Abs. 3 oder der nach diesem Gesetz erlas-
senen Rechtsverordnungen, der sich bei der 
Abfertigung ergibt, den zuständigen Verwal-
tungsbehörden mitteilen." 

Artikel 2 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten wird ermächtigt, das Handelsklassen-
gesetz in der sich aus diesem Gesetz ergebenden 
Fassung bekanntzumachen. Er kann dabei Unstim-
migkeiten des Wortlautes beseitigen und die Para-
graphenfolge ändern. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am . . . in Kraft. 
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Begründung 

Das Handelsklassengesetz vom 5. Dezember 1968 
ist ein Rahmengesetz, das im wesentlichen die er-
forderlichen Ermächtigungsgrundlagen enthält, um 
im Wege der Rechtsverordnung nationale Handels-
klassen einführen und gemeinschaftsrechtliche Rege-
lungen über EWG-Qualitäts- und Vermarktungsnor-
men durchführen zu können. Im übrigen beschränkt 
es sich auf die notwendigen Überwachungs- und 
Bußgeldvorschriften. 

Bei der Anwendung dieses Gesetzes und der auf 
seiner Grundlage erlassenen Rechtsverordnungen 
haben sich in der Vergangenheit verschiedentlich 
Schwierigkeiten ergeben. Sie sollen durch das vor-
gesehene Änderungsgesetz ausgeräumt werden. 
Das Gesetz muß gemäß Artikel 87 Abs. 3 Satz 2 GG 
von der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages 
verabschiedet werden, da durch § 9 Abs. 2 des 
Handelsklassengesetzes den Zolldienststellen neue 
Aufgaben übertragen werden. 

Zu Artikel 1 

Nummer 1 

Die Änderung der Ermächtigungsgrundlage ist im 
Hinblick auf die erforderliche Erhöhung des Buß

-

geldrahmens durch den neuen § 7 Abs. 2 notwendig. 

Nummer 2 

Durch die Ersetzung des Wortes „Transportbegleit-
papieren" durch „Warenbegleitpapieren" soll zum 
Ausdruck kommen, daß Transportpapiere im enge-
ren Sinne wie Frachtbriefe im Sinne von § 426 HGB 
nicht hierzu gehören, so daß die Bezeichnung der 
Erzeugnisse in dem Frachtbrief nach Beschaffenheit, 
Menge und Merkzeichen nicht nach den gesetzlichen 
Handelsklassen zu erfolgen braucht. Soweit von der 
geltenden weitergehenden Ermächtigung bisher Ge-
brauch gemacht worden ist [z. B in der Verordnung 
über gesetzliche Handelsklassen für frisches Obst 
und Gemüse vom 9. Oktober 1971 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1640)], werden die entsprechenden Regelungen in 
Zukunft geändert. 

Nummer 3 

Buchstabe a  

Diese Vorschrift soll im Vergleich zur geltenden 
Regelung nur klarstellen, daß sich die Ermächtigung 
nicht nur auf die Übertragung von Zuständigkeiten 
unmittelbar beim Verbringen über die Grenze be-
zieht, sondern auch auf das Verbringen auf den Bin-
nenmarkt erstreckt, sofern die Erzeugnisse beispiels-
weise im Versandverfahren in den oder aus dem Gel-
tungsbereich des Gesetzes verbracht und von einer 
Binnenzollstelle abgefertigt werden. Dagegen soll 
die Ermächtigung nicht dazu dienen, Marktord

-

nungsstellen allgemein für die Überwachung auslän-
discher Erzeugnisse für zuständig erklären zu kön-
nen. Die Nichterwähnung des Bundesamtes für Er-
nährung und Forstwirtschaft ist von redaktioneller 
Bedeutung, da das Bundesamt Marktordnungsstelle 
im Sinne von § 3 des Gesetzes zur Durchführung der 
gemeinsamen Marktorganisationen ist. 

Buchstabe b 

Es hat sich in der Vergangenheit verschiedentlich 
gezeigt, daß die Möglichkeit zur Überwachung nur 
während der Geschäftszeit nicht ausreicht, um die 
erforderlichen Kontrollen durchführen zu können. 
Betriebe haben diese Vorschrift ausgenutzt, um Prü-
fungen außerhalb der ausgeschilderten Geschäftszeit 
zu verweigern, obwohl zu dieser Zeit Erzeugnisse 
sortiert oder verladen wurden. Die vorgesehene Er-
weiterung um „die Betriebszeit" soll verhindern, daß 
Betriebe sich ungerechtfertigt der Kontrolle entzie-
hen. Andererseits ist es nicht erforderlich, die Be-
tretungs- und Besichtigungsrechte dahin gehend ein-
zuschränken, daß Kontrollen nur während der „üb-
lichen" Betriebs- und Geschäftszeit vorgenommen 
werden dürfen. Betretungs- und Besichtigungsrechte 
der Verwaltungsbehörden sind auch dann keine 
„Eingriffe und Beschränkungen" im Sinne des Arti-
kels 13 Abs. 3 GG (vgl. hierzu BVerfGE 32, 54/68 ff.), 
wenn es an einer derartigen Einschränkung der Kon-
trollmöglichkeiten fehlt. — Allerdings würde auch 
der in einer Reihe von anderen Gesetzen enthaltene 
Begriff „übliche Betriebs- oder Geschäftszeit" einer 
Interpretation nicht entgegenstehen, wonach Betre-
tungen und Besichtigungen außerhalb der in dem je-
weiligen Betrieb an sich bestehenden „normalen" 
geschäftlichen oder betrieblichen Nutzung der ge-
werblichen Räume jedenfalls dann erfolgen dürfen, 
wenn es sich um üblicherweise geleistete Überstun-
den oder Feiertagsschichten handelt. 

Buchstabe c 

Die Ergänzung der Aufzählung in dieser Vorschrift 
um die Betriebsräume ist erforderlich, um Besichti-
gungen auch in Lagerräumen des Betriebs, von 
denen aus Erzeugnisse alsbald in den Verkehr ge-
bracht werden sollen, durchführen zu können. 

Buchstabe d 

Durch die Ergänzung des § 5 Abs. 2 Satz 2 um die 
Formulierung „oder die vor Abgabe an den Ver-
braucher unterwegs sind" soll es ermöglicht werden, 
eine Kontrolle der Erzeugnisse nicht nur im Betrieb, 
sondern auch nach Abgang aus dem Betrieb durch-
führen zu können. Hierdurch soll verhindert werden, 
daß Erzeugnisse, die bei einer Prüfung im Betrieb 
beanstandet worden sind, ohne neue Sortierung in 
den Verkehr gebracht werden. Die übrigen Ände-
rungen des Satzes 2 haben nur redaktionelle Bedeu-
tung. Die Formulierung entspricht weitgehend § 42 
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Abs. 4 des Gesetzes zur Gesamtreform des Lebens-
mittelrechts vom 15. August 1974 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1945). 

Buchstabe e 

Durch die Anfügung des neuen Satzes 3 an § 5 
Abs. 2 soll ebenso wie durch die Ergänzung des 
Satzes 2 eine Überwachung außerhalb des Betriebs-
geländes ermöglicht werden. Nach der geltenden 
Formulierung des § 5 Abs. 2 kann eine Besichtigung 
nur in Räumen und Transportmitteln bei den betrof-
fenen Betrieben vorgenommen werden. 

Buchstabe f 

Diese Vorschrift enthält eine Zusammenfassung der 
bisherigen Absätze 3 und 4 des § 5. Außerdem er-
weitert sie den Kreis der Verpflichteten, damit die 
Überwachungsbefugnisse nach § 5 Abs. 2 und § 9 
Abs. 2 reibungslos durchgeführt werden können. Die 
bisherige Beschränkung des Kreises der Verpflich-
teten auf den Inhaber und den Leiter des Betriebes 
führte in der Vergangenheit oft dazu, daß Betriebe 
die Überwachung mit der Begründung zu verwei-
gern suchten, der Inhaber oder sein Vertreter könn-
ten im Zeitpunkt der vorgesehenen Prüfung nicht 
anwesend sein. 

Buchstabe g 

Diese Änderungen sind redaktioneller Natur. 

Nummer 4 

Buchstabe a 

Doppelbuchstabe aa 

Durch diese Änderung wird die geltende Regelung 
über Ordnungswidrigkeiten auf fahrlässige Ver-
stöße ausgedehnt. Dadurch wird der Zweck verfolgt, 
die Beachtung des Gesetzes und der auf Grund des 
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen besser als 
bisher sicherzustellen. 

Doppelbuchstabe bb 

Durch diese Vorschrift wird die geltende Bußgeld-
vorschrift eingeschränkt. In Zukunft soll das Inver-
kehrbringen von Erzeugnissen unter handelsklassen-
ähnlichen Bezeichnungen nicht mehr bußgeldbewehrt 
sein, sofern es für die betreffenden Erzeugnisse 
keine Handelsklassen oder EWG-Qualitätsnormen 
gibt. Hierdurch soll es vor allem ermöglicht werden, 
internationale Standards (z. B. ECE-Normen), aber 
auch private Qualitäts- oder Sortierungsrichtlinien 

anzuwenden, sofern sie noch nicht zur Einführung 
gesetzlicher Handelsklassen geführt haben. 

Doppelbuchstabe cc 

Diese Änderung der Bußgeldvorschrift ist wegen 
der Erweiterung der Pflichten der Beteiligten in den 
§§ 5 und 9 erforderlich. 

Buchstabe b 

Diese Neuregelung berücksichtigt besser als die bis-
herige Regelung den unterschiedlichen Unrechtsge-
halt von Verstößen gegen die handelsklassenrecht-
lichen Vorschriften. Im übrigen wird der Bußgeld-
rahmen im Hinblick auf die ständig steigende Be-
deutung handelsklassenrechtlicher Vorschriften er-
höht. 

Nummer 5 

Diese Vorschrift enthält eine Erweiterung der Befug-
nisse der Zolldienststellen im Rahmen der Über-
wachung der handelsklassenrechtlichen Regelungen. 
Die Zollstellen sollen nicht nur in Abweichung von 
der grundsätzlichen Geheimhaltungsverpflichtung 
befugt sein, Verstöße den zuständigen Behörden 
mitzuteilen, sondern auch selbst aktiv bei der Über-
wachung mitwirken können, um die normalerweise 
zuständigen Verwaltungsbehörden (§ 5 Abs. 1) zu 
unterstützen. 

Zu Artikel 2 

Es erscheint angemessen, den Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zu ermäch-
tigen, das Handelsklassengesetz neu bekanntzuma-
chen, nachdem es nunmehr bereits zum zweiten 
Mal nach der Neufassung vom 23. November 1972 
geändert wird. 

Zu Artikel 3 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Geset-
zes. 

Durch das Gesetz werden für Bund, Länder und Ge-
meinden keine zusätzlichen Kosten entstehen. Aus-
wirkungen auf die Preise sind nicht anzunehmen. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Artikel 1 Nr. 3 

In Buchstabe b ist vor den Worten „Betriebs-
oder Geschäftszeit" das Wort „üblichen" einzu-
fügen. 

Begründung 

Das Betreten von Betriebs- oder Geschäftsräu-
men und die Vornahme von Besichtigungen und 
Prüfungen ist nach der Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts (BVerfGE 32, 58, 77) nur 
dann weder Eingriff noch Beschränkung i. S. des 
Artikels 13 Abs. 3 GG, wenn sie in den Zeiten 
erfolgen, zu denen die Räume normalerweise für 
die jeweilige geschäftliche oder betriebliche Nut-
zung zur Verfügung stehen. Dieser Einschrän-
kung wird nur die bereits in mehreren Gesetzen 
— z. B. § 19 Abs. 3 Satz 1 des Futtermittelge-
setzes vom 2. Juli 1975 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1745), § 22 Abs. 2 des Pflanzenschutzgesetzes 
i. d. F. des Gesetzes vom 15. August 1975 (Bun-
desgesetzbl. I S. 2172), ähnlich § 9 Abs. 2 des 
Agrarberichterstattungsgesetzes vom 15. Novem-
ber 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 3161), § 9 Abs. 6 
des Dritten Verstromungsgesetzes vom 13. De-
zember 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 3473) — ver-
wendete Formulierung „während der üblichen 
Betriebs- oder Geschäftszeit" gerecht. 

2. Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens nochmals 
eingehend zu prüfen, ob die im Entwurf vorge-
sehene Ausdehnung der Bußgeldvorschrift auf 
fahrlässige Verstöße unbedingt erforderlich ist. 

3. Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb 

§ 7 Abs. 1 Nr. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„2. ein Erzeugnis im Sinne des § 1, für das ge-
setzliche Handelsklassen eingeführt sind, 
anstelle oder neben der gesetzlichen Han-
delsklassenbezeichnung unter einer handels

-

klassenähnlichen Bezeichnung zum Verkauf 
vorrätig hält, anbietet, feilhält, liefert, ver-
kauft oder sonst in den Verkehr bringt." 

Begründung 

Die Fassung des Artikels 1 Nr. 4 Buchstabe a 
Doppelbuchstabe bb ist unklar. Nach der Begrün-
dung soll es — abweichend von der bisherigen 
Regelung — nicht mehr bußgeldbewehrt sein, 
Erzeugnisse, für die es keine gesetzlichen Han-
delsklassen oder EWG-Qualitätsnormen gibt, 
unter einer handelsklassenähnlichen Bezeichnung 
in den Verkehr zu bringen. Bußgeldbewehrt soll 
es aber sein, anstelle oder neben einer gesetz-
lichen Handelsklassenbezeichnung eine handels-
klassenähnliche Bezeichnung zu gebrauchen. 

Dem trägt die vorgeschlagene Änderung besser 
Rechnung. 

4. Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc 

a) Doppelbuchstabe cc ist eingangs wie folgt zu 
fassen: 

,cc) In Nummer 4 erhalten die Eingangsworte 
und Buchstabe a folgende Fassung und 
wird folgender Buchstabe g angefügt: 
„entgegen § 5 Abs. 3 

a) das Betreten von . . .".' 

Begründung 

Notwendige Änderung im Hinblick auf die 
Streichung von § 5 Abs. 4. 

b) In Doppelbuchstabe cc ist in § 7 Abs. 1 Nr. 4 
Buchstabe a vor den Worten „Betriebs- oder 
Geschäftszeit" das Wort „üblichen" einzu-
fügen. 

Begründung 

Folge der Ergänzung des Artikels 1 Nr. 3 
Buchstabe b. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 

Zu 1. und 4. b) 

Artikel 1 Nr. 3 und 4 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc 

Die Bundesregierung vermag sich dem Vorschlag auf 
Einfügung des Wortes „üblichen" und der hierzu 
vom Bundesrat vertretenen Auffassung aus folgen-
den Gründen nicht anzuschließen: 

Das Bundesverfassungsgericht hat in der Entschei-
dung BVerfGE 32, 54 Geschäfts- und Betriebsräume 
prinzipiell in den Schutzbereich des Artikels 13 GG 
einbezogen. Es ist jedoch zu dem Ergebnis gelangt, 
daß die üblichen Betretungs- und Besichtigungs-
rechte der Verwaltung unter bestimmten — aus der 
Beachtung namentlich des Artikels 2 Abs. 1 GG im 
Zusammenhang mit dem Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit und Zumutbarkeit zu gewinnenden — 
Voraussetzungen nicht mehr als „Eingriffe und Be-
schränkungen" im Sinne des Artikels 13 Abs. 3 GG 
zu qualifizieren seien. Als eine dieser Vorausset-
zungen hat es darauf abgestellt, daß das Betreten 
der Räume nur zu Zeiten erfolgt, zu denen diese 
„normalerweise" für die jeweilige geschäftliche 
und betriebliche Nutzung zur Verfügung stehen 
(BVerfGE 32, 54/77). Daraus ergibt sich jedoch nicht, 
daß in Gesetzen, die ein Betretungsrecht vorsehen, 
auf die „übliche" Betriebs- oder Geschäftszeit abge-
stellt werden muß. 

Das Bundesverfassungsgericht hat es nach dem Zu-
sammenhang seiner Ausführungen darauf abge-
stellt, daß der Betriebsinhaber die Betriebs- und 
Geschäftsräume durch ihre Zweckwidmung selbst 
nach außen geöffnet hat. Von daher ist es für die 
Zulässigkeit eines Betretungsrechts entscheidend, ob 
diese Räume während der Kontrollzeit tatsächlich 
geschäftlich oder betrieblich genutzt werden. Nicht 
aber, ob diese Nutzung während der in dem jewei-
ligen Betrieb üblichen Zeiten oder im Zuge der 
Leistung von Überstunden oder Sonderschichten 
erfolgt. In diesem Zusammenhang kommt dem Wort 
„normalerweise" keine maßgebende Bedeutung zu. 

Wird ein Betrieb oder werden einzelne Abteilungen 
eines Betriebs bestimmungsgemäß genutzt, so kann 
es — auch unter dem Gesichtspunkt des mit 
den Kontrollen verfolgten Zwecks oder der Zumut-
barkeit — keinen Unterschied machen, ob diese 
Nutzungen während oder außerhalb der in dem 
betreffenden Betrieb üblichen Zeiten erfolgen. 

Zu 2.  

Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa 

Die Bundesregierung hält nach nochmaliger Prüfung 
daran fest, daß auch fahrlässige Verstöße gegen die 
handelsklassenrechtlichen Vorschriften mit Bußgeld 
bedroht werden müssen. Die Erfahrungen der Praxis 
haben gezeigt, daß durch die Möglichkeit der Ahn-
dung  von vorsätzlichen Verstößen allein die Beach-
tung des Handelsklassenrechts nicht hinreichend 
sichergestellt werden kann. 

Zu 3.  

Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß 
die vom Bundesrat für die Neufassung des § 7 
Abs. 1 Nr. 2 vorgeschlagene Formulierung das Ge-
wollte klarer zum Ausdruck bringt. Die Formulie-
rung des Bundesrates weicht unnötig weit von der 
geltenden Fassung dieser Vorschrift ab, die in der 
Praxis zu keinen Schwierigkeiten geführt hat und 
daher, wie im Regierungsentwurf vorgesehen, so-
weit wie möglich beibehalten werden sollte. 

Zu 4.a) 

Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


